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Bei der geänderten Darstellung hat sich die Kartengrundlage  geändert. Die  Änderung wird bei der nächsten Neubekanntmachung des Flächen-
nutzungsplanes in die Planzeichnung übernommen. Der Plan wird dann insgesamt auf die neue Kartengrundlage umgestellt. 
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Begründung 
 
1. Ziele, Zwecke und we-

sentliche Auswirkungen 
der Planung 

Der räumliche Geltungsbereich 
der Änderung des Flächennut-
zungsplans (FNP) umfasst eine 
Fläche von rund 3,9 ha. 
 
Im Plangebiet sollen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die wohnbauliche Ent-
wicklung des Gebietes geschaf-
fen werden. Die Planänderung ist 
städtebaulich erforderlich, um 
dem stark wachsenden Bedarf an 
Wohnungen kurzfristig gerecht 
werden zu können. 
 
Aktuell ist das Plangebiet teilwei-
se als gemischte Baufläche M2 
(GFZ 0,5-0,8), teilweise als Wald-
fläche dargestellt. Vorgesehen ist 
zukünftig die Darstellung einer 
Wohnbaufläche W2 (GFZ 0,5-
0,8). Die gewählte Dichtestufe 
entspricht der der südlich angren-
zenden Wohnbauflächen. 
 
Die geplante Änderung entspricht 
den grundsätzlichen Entwick-
lungszielen des wirksamen FNP. 
Die beschlossenen Inhalte des 
FNP bleiben konsistent und bil-
den weiterhin ein tragfähiges 
Grundgerüst für die künftige städ-
tebauliche Entwicklung Pots-
dams. 
 
Die Auswirkungen auf die Umwelt 
werden im nachfolgenden Um-
weltbericht beschrieben. 
 

 

2. Umweltbericht 
 
 
2.1 Rechtsgrundlage 
Nach § 2a Nr. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) sind im Umweltbericht 
die aufgrund der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB und der 
Anlage 1 zum BauGB ermittelten 

und bewerteten Belange des 
Umweltschutzes darzulegen. 
 
2.2 Inhalt und Ziele der FNP-

Änderung 
Siehe unter Nr. 1 der Begrün-
dung. 
 
 
2.3 FNP-relevante Ziele des 

Umweltschutzes 
Für den Planungsraum sind ins-
besondere folgende umweltbezo-
genen Informationen, Fach-
planungen und Rechtsvorschrif-
ten zu berücksichtigen: 
Das Zielkonzept des Land-
schaftsplans (Stand 19.09.2012) 
sieht für den Änderungsbereich 
eine nachhaltige und umweltge-
rechte Bewirtschaftung des Wal-
des und damit verbunden eine 
Stärkung der Schutz- und Erho-
lungsfunktionen vor. Die Erleb-
barkeit und Zugänglichkeit des 
Landschaftsraums Parforceheide 
soll gesichert, dortige Biotopver-
bundstrukturen sollen erhalten 
werden. 
Gemäß § 1 Bundes-Boden-
schutzgesetz (BBodSchG) sowie 
§ 1a BauGB ist mit Grund und 
Boden sparsam und schonend 
umzugehen. 
§ 54 Abs. 4 Brandenburgisches 
Wassergesetz (BbgWG) schreibt 
eine grundsätzlich ortsnahe Ver-
sickerung von Niederschlagswas-
ser vor.  
Für Wohnbauflächen ist i.S.v. § 1 
Abs. 5 und 6 BauGB ein ausrei-
chender Schallschutz als Voraus-
setzung für gesunde Lebensver-
hältnisse der Bevölkerung zu ge-
währleisten. 
Laut § 15 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) sind Beeinträch-
tigungen von Natur und Land-
schaft zu vermeiden; unvermeid-
bare Beeinträchtigungen sind 
durch geeignete Maßnahmen 
auszugleichen (Eingriffsrege-
lung); diese Vorschrift ist gemäß 
§ 1a Abs. 3 BauGB im Bauleit-
planverfahren zu berücksichtigen. 

Einzelbäume sind nach Maßgabe 
der Potsdamer Baumschutzver-
ordnung (PBaumSchVO) ge-
schützt. 
Wild lebende Tier- und Pflanzen-
arten, ihre Lebensstätten und 
Biotope sind zu schützen (§§ 37 
ff. BNatSchG). 
Bei den Flächen im nordöstlichen 
Teil des Änderungsbereiches 
handelt es sich gegenwärtig um 
Wald im Sinne des Waldgesetzes 
des Landes Brandenburg 
(LWaldG). Wald ist wegen seiner 
Bedeutung für die Umwelt und 
wegen seines wirtschaftlichen 
Nutzens zu erhalten (§ 1 
LWaldG). 
 
2.4 Bestandsaufnahme des 

Umweltzustandes 
Der Änderungsbereich weist 
überwiegend sandige Böden oh-
ne Grund- und Stauwasserein-
fluss auf. Oberflächengewässer 
sind nicht vorhanden. Der Boden 
im südwestlichen Teil des Ände-
rungsbereiches ist durch bauliche 
Nutzung stark anthropogen über-
formt; der dortige Versiegelungs-
grad liegt bei 50 - 75 %. Schädli-
che Bodenveränderungen durch 
die ehemalige Nutzung als Gara-
genkomplex sind möglich. Der 
Boden im nordöstlichen Bereich 
stellt sich unter der bestehenden 
Waldnutzung hingegen als weit-
gehend ungestört dar. 
Die Waldflächen im Änderungs-
bereich wirken im Verbund mit 
den Waldflächen der Parforce-
heide als Frischluftentstehungs-
gebiet und klimatischer Aus-
gleichsraum am südöstlichen 
Stadtrand. 
Die Vegetation besteht im baulich 
geprägten südwestlichen Teil im 
Wesentlichen aus gärtnerisch 
angelegten Freiflächen mit eini-
gem geschützten Baumbestand. 
Vorherrschende Baumarten in 
den Waldflächen des Änderungs-
bereiches sind Kiefer, Eiche, Bir-
ke, Robinie und Ahorn mittleren 
Alters und Jungaufwuchs der ge-
nannten Arten.  
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Die Strukturen stellen Nahrungs-
raum und Lebensstätte für be-
sonders geschützte Tierarten, 
insbesondere für Vögel aus der 
Gruppe der Frei- und Nischenbrü-
ter sowie für Waldameisen dar. 
Das Landschaftsbild wird von 
durchgrünten Wohnbauflächen 
mit angrenzenden Waldflächen 
bestimmt. Entlang der zum Jagd-
schloss Stern führenden Kohlha-
senbrücker Straße befindet sich 
eine prägende Baumreihe aus 
älteren Eichen. 
Der Änderungsbereich ist durch 
die Lage an der Großbeerenstra-
ße und Steinstraße sowie die 
Nähe zur Autobahn A 115 ver-
kehrsbedingten Lärmbelastungen 
ausgesetzt. Die vorhandene 
Tankstelle an der Großbeeren-
straße verursacht zusätzlich Ge-
werbelärm. 
Die bestehenden Waldflächen 
haben Erholungsfunktion für die 
umliegende Wohnbevölkerung. 
Der Wald im Änderungsbereich 
hat im Hinblick auf seine Nutz-
funktion (Sachgut) aufgrund der 
nur eingeschränkt durchgeführten 
nachhaltigen forstlichen Bewirt-
schaftung gegenwärtig lediglich 
eine mäßige Bedeutung. 
 
2.5 Prognose über die Entwick-

lung des Umweltzustandes 
 
2.5.1 Prognose bei Durchführung 
der Planung 
Durch die planerische Vorberei-
tung neuer Wohnbauflächen sind 
im Änderungsbereich zusätzliche 
Bodenversiegelungen im Umfang 
von ca. 1,4 ha zu erwarten. Damit 
einhergehende Funktionsverluste 
des Bodens und des Wasser-
haushaltes können jedoch durch 
geeignete Maßnahmen minimiert 
und im selben Naturraum ausge-
glichen werden. 
Der durch die Bauflächenentwick-
lung entstehende Waldverlust 
beträgt ca. 2,3 ha. Die künftige 
Vegetation der Wohnbauflächen 
wird überwiegend gärtnerisch 
geprägt sein und einen Anteil von 

mindestens 40 % ausmachen. 
Die Biotopqualität der bisherigen 
Waldflächen reduziert sich durch 
die bauliche Inanspruchnahme 
insgesamt erheblich. Durch den 
Erhalt einer Waldbaumkulisse auf 
den Bauflächen können beste-
hende Biotopverbundfunktionen 
jedoch weitgehend aufrechterhal-
ten werden. Ein Waldausgleich ist 
außerhalb des Änderungsberei-
ches zu realisieren. 
Die Veränderung der Vegetati-
onsstrukturen wirkt sich auch auf 
die Tierwelt aus. Insbesondere 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
besonders geschützter Vogelar-
ten können betroffen sein; dies 
kann entsprechende Maßnah-
menerfordernisse auslösen.  
Das bisher naturnahe, durch Be-
waldung geprägte Landschafts-
bild ändert sich erheblich. Bei 
Erhalt und Entwicklung von 
Waldbaumbeständen auf den 
Bauflächen wird der Änderungs-
bereich künftig einen Waldsied-
lungscharakter annehmen. 
Die künftigen Wohnbauflächen 
weisen eine beachtliche Lärmex-
position aufgrund der Nähe zur 
Autobahn und zu Hauptverkehrs-
straßen sowie zu einer Tankstelle 
auf; dies macht spezifische 
schalltechnische Maßnahmen 
erforderlich. 
Die Erholungs- und Nutzfunktion 
des Waldes geht verloren. Die 
Zuwegung in das angrenzende 
Naherholungsgebiet Parforcehei-
de ist aber nach wie vor über öf-
fentliche Straßen gesichert. 
 
2.5.2 Prognose bei Nichtdurch-
führung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Pla-
nung bliebe die Realnutzungs- 
und Biotoptypenstruktur im We-
sentlichen bestehen. Eine weitere 
Bebauung der als Wald darge-
stellten Flächen wäre nicht mög-
lich; stattdessen wäre von einer 
ordnungsgemäßen Neuauffors-
tung bereits gerodeter Flächen 
auszugehen. 
 

2.6 Maßnahmen zur Vermei-
dung, Verringerung und 
zum Ausgleich der nachtei-
ligen Auswirkungen 

Maßnahmen zur Vermeidung, zur 
Verringerung und zum Ausgleich 
nachteiliger Auswirkungen wer-
den voraussichtlich vor allem für 
die Umweltgüter Boden, Tiere/ 
Pflanzen einschließlich Wald, 
Landschaftsbild sowie Mensch/ 
Menschliche Erholung erforder-
lich. 
Von besonderer Bedeutung sind 
Maßnahmen zur Kompensation 
zusätzlicher Bodenversiegelun-
gen, die außerhalb des Ände-
rungsbereiches auf verfügbaren 
Kompensationsflächen durchzu-
führen sind. Zur Reduzierung der 
Flächeninanspruchnahme sollte 
eine partielle Rücknahme der 
Bebauung entlang der Kohlha-
senbrücker Straße im Rahmen 
der verbindlichen Bauleitplanung 
geprüft werden. Unvermeidbare 
Versiegelungen sind durch den 
Einsatz wasser- und luftdurchläs-
siger Beläge zu minimieren. An-
fallendes Regenwasser ist örtlich, 
z.B. über ein Mulden-Rigolen-
System, zu versickern. 
Weiterhin sind Maßnahmen zur 
Erhaltung des wertbestimmenden 
Baumbestandes, insbesondere 
auch innerhalb der jetzigen Wald-
flächen, vorzusehen. Zudem ist 
ein Erhalt der prägenden Baum-
reihe entlang der Kohlhasenbrü-
cker Straße zu sichern; dazu sind 
entsprechende Baumpflegemaß-
nahmen vorzusehen. 
Die aufgrund der Nutzungsände-
rung/ Bauflächenentwicklung ent-
stehenden Biotopwert- und Wald-
verluste sind durch Erstauffors-
tungs- und Waldqualifizierungs-
maßnahmen außerhalb des Än-
derungsbereiches auszugleichen. 
Im Änderungsbereich selbst sind 
zur Erhaltung des örtlichen Bio-
topverbundes ausreichende Ge-
hölzbestände zu sichern bzw. 
ergänzende Gehölzanpflanzun-
gen vorzusehen. 
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Bedarfsweise werden zusätzlich 
auch besondere faunistische Ar-
tenschutzmaßnahmen erforder-
lich. 
Zur Vermeidung von Beeinträch-
tigungen des Landschaftsbildes 
sind an den Außenrändern der 
Bauflächen abschirmende Ge-
hölzstrukturen zu erhalten bzw. 
zu entwickeln; eine Höhenbe-
schränkung von Baulichkeiten ist 
vorzusehen. 
Wohngebäude sind durch schall-
technische Maßnahmen vor ver-
kehrsbedingten Lärmimmissionen 
zu schützen. Zur Abschirmung 
vor dem Gewerbelärm der Tank-
stelle sind aktive Lärmschutz-
maßnahmen, z.B. die Errichtung 
einer Lärmschutzwand, einzupla-
nen. Ein solches Bauwerk schützt 
die angrenzende Wohnbebauung 
auch vor möglichen schädlichen 
Lichtimmissionen. 
Eine attraktive öffentliche Er-
schließung der als Naherho-
lungsgebiet bedeutsamen Par-
forceheide ist zu gewährleisten. 
Wegen des Generalisierungsgra-
des des Flächennutzungsplans 
wurden Art und Umfang der Maß-
nahmen zur Vermeidung, Verrin-
gerung und zum Ausgleich nach-
teiliger Umweltauswirkungen (u.a. 
auch in Verbindung mit der Ab-
handlung der Eingriffsregelung) 
auf der nachgeordneten Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung 
im Bebauungsplan Nr. 140 
„Steinstraße/ Kohlhasenbrücker 
Str.“ weiter konkretisiert. 
 
2.7 Darstellung von Alternati-

ven 
Als Alternative kommt die prioritä-
re Ausschöpfung bereits im Flä-
chennutzungsplan dargestellter 
Wohnbaulandreserven in Be-
tracht.  
Eine vor dem Hintergrund des 
prognostizierten Bevölkerungs-
wachstums angezeigte zeitnahe 
Aktivierung ist aus rechtlichen 
und anderen Gründen (z.B. feh-
lende Erschließung) allerdings 
oftmals nicht möglich. 

Die im Flächennutzungsplan an 
unterschiedlichen Stellen bereits 
avisierte Nachverdichtung und 
Arrondierung des Siedlungskör-
pers ist i.d.R. ebenfalls mit erheb-
lichen nachteiligen und kompen-
sationsbedürftigen Umweltaus-
wirkungen verbunden. 
 
2.8 Verfahren der Umweltprü-

fung 
Die Ermittlung der voraussichtli-
chen Umweltauswirkungen erfolg-
te auf Grundlage der Landnut-
zungs- und Biotoptypenkartierung 
2010 sowie der Auswertung von 
Daten des Landschaftsplans.  
Weiterhin wurden die im Rahmen 
der Aufstellung des Bebauungs-
plans beauftragten artenschutz-
fachlichen Untersuchungen und 
schalltechnischen Berechnungen 
sowie die eingegangenen fach-
behördlichen Stellungnahmen 
ausgewertet. 
Das Ergebnis der Umweltprüfung 
wurde in der Abwägung berück-
sichtigt. 
 
 
 

 

   
  Ausschnitt Luftbild, © GeoBasis- 
  De/LGB 2015 
 

   
  Realnutzung / Biotoptypen 
 
  Legende: 

  
Landnutzungs- und Biotoptypenkartierung aus 
WorldView2-Satellitendaten gemäß Kartier-
anleitung des Landes Brandenburg (Stand: 
Mai 2010) 
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3. Anderweitige Planungs-
möglichkeiten 

 
Das Wohnungsbauvorhaben hat 
Eingang in die Analyse „Woh-
nungsbaupotenziale Potsdam“ 
(Stand: August 2015) gefunden. 
Dadurch ist dokumentiert, dass 
das Plangebiet grundsätzlich ein 
potenzieller Wohnungsbaustand-
ort ist.  
 
Das Plangebiet ist einer von vie-
len Standorten, der für Woh-
nungsbau geeignet und in der 
Analyse erfasst ist. Für andere 
Standorte besteht teilwiese sogar 
bereits Baurecht, teilweise müss-
ten für den Bau keine Freiflächen 
in Anspruch genommen werden. 
Problematisch ist jedoch, dass 
viele Standorte trotz dieser güns-
tigen Voraussetzungen dennoch 
aus rechtlichen oder sonstigen 
Gründen nicht oder nicht unmit-
telbar zur Verfügung stehen und 
nicht kurzfristig aktivierbar sind. 
Bei dem Plangebiet handelt es 
sich dagegen um einen Standort, 
der unmittelbar verfügbar ist und 
schnell entwickelt bzw. erweitert 
werden kann.  
 
Angesichts dessen wurden vor 
dem Hintergrund des hohen Be-
darfs an Wohnraum im Planver-
fahren keine Alternativstandorte 
untersucht.  
 
Für den Standort selbst wurden 
vier verschiedene Bebauungs- 
und Dichtevarianten geprüft, aus 
denen nach umweltfachlicher 
Prüfung eine Vorzugsvariante 
ausgewählt und auf der nachge-
ordneten Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung weiter konkreti-
siert wurde. 
 
 
4. Abwägung – Konfliktbe-

wältigung und -transfer 
 
Auf Ebene der Flächennutzungs-
planung sind folgende Belange 
grundsätzlich abwägungsrele-

vant: die allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohnverhält-
nisse, die Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung sowie die Belange 
des Umweltschutzes, einschließ-
lich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege und in diesem 
Zusammenhang auch die Darstel-
lungen des Landschaftsplans. 
 
Aufgrund der grobkörnigen Maß-
stabsebene können jedoch nicht 
alle mit diesen Belangen im Zu-
sammenhang stehenden Detail-
fragen und Konflikte im FNP-
Änderungsverfahren sachgerecht 
gelöst werden. Sie werden sinn-
vollerweise auf der Ebene des 
Bebauungsplans oder im nach-
folgenden Baugenehmigungsver-
fahren sachgerecht gelöst bzw. 
ausgeglichen. In vielen Fällen 
sind fachspezifische Gutachten 
und Untersuchungen Basis der 
Lösungen.  
 
Im Zuge der frühzeitigen und 
förmlichen Beteiligung der Öffent-
lichkeit sowie der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange wurden von der der Öffent-
lichkeit keine Stellungnahmen 
abgegeben. Die übrigen Stel-
lungnahmen wurden geprüft. Da-
zu im Einzelnen: 
 
Die geplanten Wohnungen wer-
den den Anforderungen an ge-
sunde Wohnverhältnisse gerecht. 
Im Rahmen der parallel stattfin-
denden Bebauungsplanung wur-
den zwei Schallschutzgutachten 
erstellt. Ein Gutachten ist auf den 
Verkehrslärm bezogenen. Es hat 
ergeben, dass voraussichtlich 
teilweise Maßnahmen zum passi-
ven Schutz vor Verkehrslärm an 
den Gebäuden erforderlich sind. 
Diese Maßnahmen werden im 
Bebauungsplan festgesetzt. Das 
zweite Gutachten ist auf den Ge-
werbelärm bezogen und hat er-
geben, dass aufgrund der im 
Plangebiet ansässigen Tankstelle 
aktive Schallschutzmaßnahmen 
zur Verringerung des von ihr aus-

gehenden Gewerbelärms erfor-
derlich sind. Die Maßnahmen 
werden ebenfalls entsprechend 
festgesetzt und wurden trotz zwi-
schenzeitlicher Bedenken nach 
erneuter Abstimmung mit dem 
Landesamt für Umwelt so bestä-
tigt.  
 
Die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege wer-
den ebenfalls im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens ebe-
nenspezifisch genauer untersucht 
und berücksichtigt. Nach vorläufi-
gen Erkenntnissen können bei 
Durchführung der im Bebauungs-
plan festgesetzten Vermeidungs- 
und Verminderungsmaßnahmen 
die Beeinträchtigungen der Um-
welt-Schutzgüter verringert bzw. 
vermieden werden. Die verblei-
benden unvermeidbaren Beein-
trächtigungen werden durch Aus-
gleichsmaßnahmen innerhalb und 
außerhalb des Geltungsbereiches 
im Zusammenhang mit den Er-
satzaufforstungen nach Lan-
deswaldgesetz vollständig im 
räumlichen und funktionalen Zu-
sammenhang kompensiert. 
 
Hinsichtlich des Artenschutzes ist 
absehbar, dass bei Vollzug des 
Bebauungsplanes nicht gegen die 
Vorschriften für besonders ge-
schützte und bestimmte andere 
Tier- und Pflanzenarten gemäß § 
44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen 
wird bzw. eine „Ausnahmelage“ 
gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG 
oder „Befreiungslage“ nach § 67 
BNatSchG in Anspruch genom-
men werden kann, wenn die vor-
gesehenen Maßnahmen und Re-
gelungen umgesetzt werden. 
 
Ein Konflikt besteht zwischen 
Zielen der FNP-Änderung und 
Zielen des Landschaftsplans. 
Einer aktuellen Konfliktanalyse 
(Landschaftsplan-Änderung zu 
Flächennutzungsplan-Änderung 
„Steinstraße / Kohlhasenbrücker 
Straße“ (05/14), Ergänzung Tab. 
17, Lfd. Nr. 26, Stand: 
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11.04.2017) zufolge würden für 
eine Entwicklung von Wohnbau-
flächen siedlungsnahe Waldflä-
chen am Rande der Parforcehei-
de mit ökologischer Ausgleichs- 
und Biotopverbundfunktion sowie 
Relevanz für die Naherholung in 
Anspruch genommen. Aus Sicht 
der Landschaftsplanung sollte 
deswegen auf eine weitere Aus-
dehnung der Bauflächen am süd-
östlichen Stadtrand bis zur Aus-
schöpfung vorhandener Wohn-
baulandreserven verzichtet wer-
den. Lediglich die baulich vorge-
prägten Flächen entlang der 
Großbeerenstraße sollten zu-
nächst entwickelt werden. Emp-
fohlen werden die Reduzierung 
der Dichtestufe der Wohnbauflä-
chen, die Rücknahme der Bauflä-
chen entlang der Kohlhasenbrü-
cker Straße sowie die Ausschöp-
fung vorhandener Wohnbauland-
reserven. 
 
Diese Argumente und Ziele sind 
auch aus Sicht der Flächennut-
zungsplanung nachvollziehbar. 
Der bislang wirksame Flächen-
nutzungsplan teilte diese Ziele. 
Der weiter stark zunehmende 
Bedarf an geeigneten, schnell 
entwickelbaren Flächen für Woh-
nungsbau hat jedoch zu den ver-
änderten Planungszielen für das 
Plangebiet geführt. Eine erforder-
liche schnelle Aktivierung ist an 
anderer Stelle nicht möglich (vgl. 
dazu auch die Ausführungen un-
ter 3.).  
Hinsichtlich der Biotopverbund-
funktion ist leicht relativierend 
darauf hinzuweisen, dass im Um-
feld des Plangebietes bereits 
„Siedlungssplitter“ im Biotopver-
bund vorzufinden sind, die als 
Bauflächen im FNP dokumentiert 
sind. So sind die DRK-
Behindertenwerkstätten als Son-
derbaufläche mit dem Symbol 
„Sozialeinrichtung“ dargestellt. 
Der Empfehlung, die Dichtestufe 
zu reduzieren, wird nachgekom-
men. Es muss jedoch darauf hin-
gewiesen werden, dass die Re-

duzierung auch im Zusammen-
hang mit der reduzierten Ge-
schossflächenzahl des Bebau-
ungsplans steht. Das Wohnungs-
bauvorhaben als solches bleibt 
unverändert. 
 
Im Ergebnis sind auf der Ebene 
der Flächennutzungsplanung die 
Schaffung dringend benötigten 
Wohnraums und der Belang der 
Wohnbedürfnisse der Bevölke-
rung höher zu gewichten als die 
Belange des Natur- und Land-
schaftsschutzes und die Ziele des 
Landschaftsplans. Die Bauflä-
chen entlang der Kohlhasenbrü-
cker Straße werden deswegen 
nicht zurückgenommen. Die Dich-
testufe der Wohnbauflächen wird 
jedoch aus den genannten Grün-
den reduziert. 
 
Auf Ebene der Bebauungspla-
nung kann den genannten Zielen 
des Landschaftsplans darüber 
hinaus zumindest teilweise weiter 
Rechnung getragen werden. Bei-
spielsweise kann die Durchwe-
gung aus den umliegenden 
Wohngebieten in die Parforcehei-
de sichergestellt werden. Die vor-
gesehene private Grünfläche ent-
lang der Kohlhasenbrücker Stra-
ße kann ggf. der Naherholung 
dienen. 
 
 
5. Verfahren 
 
 
Der Flächennutzungsplan wird im 
Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 
BauGB zur Aufstellung des Be-
bauungsplan Nr. 140 „Steinstraße 
/ Kohlhasenbrücker Straße“ ge-
ändert. 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist 
ebenfalls die Entwicklung eines 
Wohnbaustandortes. Er ist insbe-
sondere zur Schaffung von Bau-
recht im östlichen Teil des Gel-
tungsbereichs erforderlich. Im 
westlichen Teil sind bereits 
Wohngebäude auf der Grundlage 

von § 34 und § 35 BauGB ge-
nehmigt und errichtet worden. Die 
Geltungsbereiche der FNP-
Änderung und des Bebauungs-
plans beziehen diese Flächen mit 
ein, um die städtebauliche Ord-
nung im Gesamtzusammenhang 
beider Teilbereiche zu sichern. 
 
Die mit der Inanspruchnahme 
bisheriger Waldflächen i.S.d. 
Landeswaldgesetztes zur Bau-
landentwicklung verbundene 
Waldumwandlung wird im Rah-
men des Bebauungsplanverfah-
rens abschließend geregelt. 
 
Einzelheiten zum zeitlichen Ver-
fahrensablauf können den nach-
folgenden Verfahrensvermerken 
entnommen werden. 
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VERFAHRENSVERMERKE 
 
 
I     Änderung des FNP 
Aufstellungsbeschluss  07.05.2014 
Bekanntmachung        28.05.2014 
 
II    Frühzeitige Beteiligung 
Bekanntmachung        08.09.2016 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der    19.09.-20.10.2016 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange    29.08.-29.09.2016 
 
III   Förmliche Beteiligung 
Beschluss der Öffentlichkeitsbeteiligung 05.07.2017 
Bekanntmachung 07.08.2017 
Förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit sowie 16.08.-18.09.2017 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 11.08.-15.09.2017 
 
 
Potsdam, den 23.05.2018       - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 

     Andreas Goetzmann 
      Fachbereichsleiter  

    Stadtplanung und 
    Stadterneuerung 

 
 

 
IV   Beschluss und Genehmigung der Änderung des FNP (Stand: 15.12.2017)    
Beschluss des FNP durch die Stadtverordnetenversammlung 07.03.2018   
(mit abschließender Abwägung der Stellungnahmen zum FNP) 
 
 
Potsdam, den 2.6.18   Siegel der    - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 
 Stadt Potsdam Jann Jakobs   
   Oberbürgermeister 
 
 
Genehmigung des FNP durch das Ministerium für     
Infrastruktur und Landesplanung   
 
 
Potsdam, den 22.08.2018  Siegel des MIL  - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 
  
 
 
Bekanntmachung der Genehmigung     
gemäß § 6 BauGB 
Amtsblatt Nr. 12/2018 
 
 
Potsdam, den 8.11.18  Siegel der     - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - 
     Stadt Potsdam   Jann Jakobs   
          Oberbürgermeister 

  
  

gez. i.V. Wolfram 

gez. Jann Jakobs 

gez. Jann Jakobs 

i.V.m. Schreiben 
vom 22.08.2018 
gez. i.A. Kassin 
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